
Parlaments vereinbart wird und ebenso die Legitimation der 
Regierung der DDR als oberste Verwaltungsbehörde für das 
Territorium der dann ehemaligen DDR bis zur Vereidigung ei­
ner gesamtdeutschen Regierung, damit kein rechtsfreier Raum 
im Dezember oder Januar entsteht.

Zu diskutieren wäre auch als Alternative ein Rat der fünf Mi­
nisterpräsidenten als geschäftsführende Regierung.

Wir sind im übrigen ganz selbstverständlich für die Festle­
gung Berlins als Hauptstadt eines geeinten deutschen Staates.

Zweiter Punkt: die Perspektive auf eine neue deutsche Ver­
fassung auf der Basis des Grundgesetzes. Im Staatsvertrag 
sollte über das Minimum unmittelbar notwendiger Grundge­
setzveränderungen (also Präambel, Artikel 23, eventuell Artikel 
29 betreffend) die Ausarbeitung eines modernisierten neuen 
Grundgesetzes innerhalb einer bestimmten Frist von vielleicht 
ein -bis zwei Jahren möglicherweise durch einen gesamtdeut­
schen Verfassungsrat vereinbart werden.

Unser Ziel ist es dabei, einem modernen Grundrechtsver- 
ständnis dadurch zu entsprechen, soziale Grundrechte wie das 
Recht auf Arbeit, Wohnung, Bewahrung der natürlichen Le­
bensgrundlagen als Staatszielbestimmung in die Verfassung 
einzutragen. Über eine neue Verfassung sollte schließlich und 
selbstverständlich eine Volksabstimmung stattfinden.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Drittens sind für uns wichtig eine ganze Reihe von Regelun­
gen zum Prozeß der Rechtsangleichung zwischen beiden deut­
schen Staaten. Das ist das Hauptstück eines zweiten Staatsver­
trages. Ich erwähne hier nur auswahlweise einige Sonderrege­
lungen für das Gebiet der DDR-Länder, wie Zivildienstrege­
lung, Fristenregelung, unsere Fassung vom § 175, straßenver­
kehrsrechtliche Vorschriften usw. Das ist eine Reihe von Din­
gen, wo ich denke, daß die Rechtsangleichung in west-östlicher 
Richtung erfolgen sollte und nicht umgekehrt. So viele Bei­
spiele haben wir ja da nicht.

(Vereinzelt Beifall)

Ich will nur noch die beiden letzten Punkte nennen. Viertens 
geht es um die Sicherung der Eigentumsrechte der DDR-Bür­
ger, sowohl der an Grund und Boden, also Sicherung der Bo­
denreform, wie auch der Möglichkeit, Wohneigentum sowohl in 
kommunaler Hand zu behalten als auch durch Bürger der DDR 
selbst erwerben zu lassen, bevor sie von westlichen Firmen 
weggekauft werden.
Fünftens: Es geht um Regelungen zur Verminderung der öko­
nomischen Risiken der staatlichen Einigung - also um den 
Versuch, einiges von dem noch nachzuarbeiten, was im ersten 
Staatsvertrag nicht erreicht worden ist -, um finanzielle und 
rechtliche Maßnahmen insgesamt zum Schutz und für Über­
gangslösungen für soziale und kulturelle Institutionen in der 
DDR.

Ein großes Paket, eine große Aufgabe. Ein Sommer härtester 
Arbeit steht bevor.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederk irchner:

Zwei Anfragen? - Bitte.

Demlof f  (PDS):

Der „Tagesspiegel“ vom 12. 7. 1990 berichtet unter der Schlag­
zeile „Bonn und Ostberlin bügeln Panne im Staatsvertrag aus“, 
daß der DDR-Finanzminister Romberg 10 Tage nach Einfüh­
rung der Wirtschafts- und Währungsunion sich bereit erklärt 
hat, den Staatsvertrag zu ergänzen, damit steuerliche Nachteile 
für Bundesbürger, die zur Arbeit in die DDR kommen, verhin­
dert werden. Für sie werden Regelungen getroffen, damit sie in 
der DDR alle hohen Steuerabzugmöglichkeiten der BRD erhal­
ten und damit im Monat mehrere hundert Mark weniger Steu­
ern zahlen als DDR-Bürger. Bedeutet diese Regelung, daß der 
bisher zugebundene Sack des Staatsvertrages aufgebunden 
wurde und jetzt Möglichkeiten der Nachbesserung für Schwer­
behinderte, Eltern mit behinderten Kindern und Familien mit 
zu pflegenden Kindern in der DDR als Nachteilsausgleiche

möglich werden, wie hier in diesem Hause mehrmals eingefor­
dert?

Thierse  (SPD):

Ich bin natürlich nicht in der Lage, den Wahrheitsgehalt die­
ser Pressemeldung zu überprüfen. Insofern kann ich dazu ei­
gentlich nicht Stellung nehmen. Ich denke, daß es dazugehört, 
daß wir etwa das Behindertengesetz, das wir nun haben, auch 
im zweiten Staatsvertrag verteidigen, also Regelungen, von de­
nen wir meinen, sie seien günstiger als die bisherigen Regelun­
gen. Das ist ja auch nicht auf so sehr vielen Feldern der Fall.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederk irchner:

Eine weitere Anfrage von den Liberalen.

Dr.  Kney  (Die Liberalen):

Herr Thierse, bei Ihren Ausführungen ist mir das eingefallen, 
was Opel 1935 mal gesagt hat: Sie können Fahrzeuge jeglichen 
Farbtons kaufen - es muß nur schwarz sein. - Und als Sie sich 
jetzt hier geäußert haben, ist mir eingefallen: Die Wähler kön­
nen bei der gesamtdeutschen Wahl jede Menge links wählen - 
es muß nur die SPD sein.

(Heiterkeit und Beifall)

Thierse  (SPD):

Wissen Sie, daß ich ein Interesse daran habe, daß das so ist, 
werden Sie mir vielleicht nicht übelnehmen. Ich denke, daß das 
für uns ein wichtiger Lernvorgang war, aus relativ familiären 
Strukturen der Opposition oder des Überlebens in der DDR - 
ich will mich sehr vorsichtig äußern - in die Verhältnisse der 
DDR als Staat überzugehen. Da mußte man sich schon formie­
ren. Da waren sozusagen die kleinen Grüppchen zu überwin­
den, die Grüppchenexistenz, und ich denke, ein solcher weite­
rer politischer Schritt der Formierung der politischen Kräfte 
steht uns bevor, wenn wir in ganz Deutschland politisch erfolg­
reich gestaltend wirksam werden wollen. Davon habe ich gere­
det, von diesem notwendigen Prozeß der Konzentration, einer 
sinnvollen, die nicht Ausgrenzung heißt, sondern im Gegenteil 
die viele einschließt.

(Zuruf von der PDS: Vereinnahmt!)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederk irchner  :

Sind Sie bereit, eine Anfrage entgegenzunehmen?

Prof. Dr. Heuer  (PDS):

Sie sagten, daß vier Abgeordnete nur zu erwarten seien des 
Bündnisses. Sie haben nicht auf die Abgeordneten der PDS hin­
gewiesen, Sie könnten das auch ausrechnen - 
(Thierse, SPD: Das kann ich Ihnen sagen, wie sich das nach 
dem Ergebnis verhält, 22.)

Danke schön. Darf ich Sie so verstehen: Sie haben gesägt, Sie 
seien gegen eine Zersplitterung der Linken in einem künftigen 
Bundestag, das heißt, Sie sind für eine Einheit der Linken. Das 
bedeutet die administrative Ausschaltung aller anderen linken 
Kräfte. Darf ich Sie so interpretieren?

Thierse  (SPD):

Entschuldigen Sie, wenn Sie eine 5-Prozent-Klausel oder eine 
Klausel überhaupt haben, die es in sehr vielen Parlamenten, in 
sehr vielen Staaten gibt, von denen Sie vielleicht auch nicht, je­
denfalls nicht mehr so hemmungslos sagen würden, daß sie 
nicht demokratisch oder, wie man das früher bei uns sagte, nur 
formaldemokratisch seien, in vielen Ländern gibt es diese Klau­
sel, und ich halte sie nicht für administrativ. Denn parlamenta­
rische Demokratie heißt ja nicht nur, daß das Parlament ein 
einfaches Repräsentantenhaus ist, sondern es heißt auch, Re­
geln zu finden, ein Land regierbar zu halten, heißt auch Regeln 
zu finden, wie ein Konsens hergestellt wird. Und dazu ist die 
5-Prozent-Klausel oder eine 3-Prozent-Klausel eines der Mittel, 
dies zu erreichen.

(Prof. Dr. Heuer, PDS: Wieso?)
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